
lich-kapitalistische Auffassung sehr präzise formu
liert — „im Prinzip unmöglich, zwischen dem Verkauf 
der Arbeit und dem Verkauf von Sachen zu unter
scheiden“10. Daher 'betrachtet die bürgerliche Recfvfs- 
anschauung das Arbeitsrecht mit größeren oder kleine
ren, sich aus den jeweils bestehenden Arbeitsbeziehun
gen ergebenden Abweichungen und mit mehr oder 
minder weitgehenden, durch zufällige Umstände der 
aktuellen Wirtschafts- und Lohnpolitik veranlaßten 
Ausnahmen lediglich als einen Spezialfall des bürger
lichen Zivilrechts. Das erleichtert es, der Arbeiterklasse 
prinzipielle Zugeständnisse, vor allem die Bestimmung 
des Inhalts der rechtlichen Regelung, durch den Cha
rakter der Produktionsverhältnisse vorzuenthalten und 
die für den Kapitalismus charakteristische Trennung 
der Arbeiter von den Produktionsmitteln aufrecht
zuerhalten.

Auch die in der Rechtsprechung der Weimarer Repu
blik über die Rückgewähr zuviel gezahlten Lohnes 
zugelassenen geringen Abweichungen vom allgemeinen 
Zivilrecht modifizieren nur die Anschauung vom Preis 
der durch kaufähnliche Rechtsgeschäfte im Vermögens
verkehr als Ware umgesetzten Arbeitskraft in Abhän
gigkeit von den unleugbaren Besonderheiten dieser 
„Ware“. Sie bestehen darin, daß die Arbeitskraft vom 
kapitalistischen Arbeitgeber, nachdem ihr Wert, der 
Arbeitslohn, reproduziert wurde, unter Aneignung des 
Mehrwertes konsumiert wird. Das soll beibehalten und 
gesichert werden. Sie sind aber — und das ist entschei
dend — nicht aus der Arbeit als dem Objekt der öko
nomischen und der Rechtsbeziehungen hergeleitet, aus 
dem sich letzten Endes die Entlohnung ergibt.

In der Herabminderung der Bedeutung der Lohn
abrechnung bis nahezu zur Unerheblichkeit tritt das 
deutlich hervor. Es wird ferner offenbar bei dem mini
malen Einfluß, welcher dem Wegfall der Bereichung 
auf den Rückgewähranspruch eingeräumt wird. Als 
Beweis dessen braucht nur auf die Zulässigkeit des 
vertraglichen, die Berufung auf den Wegfall der Be
reicherung ausschließenden Vorbehaltes hingewiesen 
zu werden. Aber auch die sehr bescheidenen Folgerun
gen, die zugunsten des Arbeitnehmers aus der An
erkennung eines Anspruchs auf den richtigen Lohn 
gezogen werden, können als Beleg dienen. Der Scha
densersatzanspruch gegen den Unternehmer wegen 
Lohnüberzahlung setzt Verschulden sowie die prinzi
pielle Negierung des Wegfalls der Bereicherung vor
aus und läßt mitwirkendes Verschulden zu. Das alles 
kompensiert die notwendigerweise aus dem anerkann
ten Grundsatz zu ziehenden Folgerungen und verkehrt 
ihn selbst in ein dem Arbeitnehmer nachteiliges 
Prinzip.

Die arbeiterfeindliche Tendenz tritt schließlich ganz 
eindeutig bei der Aufhebung des Aufrechnungsverbotes 
des § 394 BGB durch die Gerichtspraxis hervor. Hier 
wird sogar von der Sicherung eines Hungerminimums 
abgesehen, ohne welches die Reproduktion der Arbeits
kraft in Gefahr gerät.

Die Kompliziertheit der gesamten Rechtsanschau
ungen über die Rückgewähr zuviel gezahlten Lohnes 
nach Bereicherungsgrundsätzen im bürgerlichen Recht 
ist logischerweise nicht auf das .Ziel gerichtet, dem 
Arbeiter das als Lohn gewährte Entgelt zu erhalten, 
wie das Lohnrecht als Ganzes nicht durch das Be
streben gekennzeichnet ist, den Erwerb durch Arbeit 
zu schützen. Daher wird der Rückforderungsanspruch 
ohne prinzipielle Einschränkung den auf den Waren
verkehr zugeschnittenen Vorschriften der ungerecht
fertigten Bereicherung unterworfen, die auf Erhaltung 
des Mehrwertes abzielen.

Bezeichnenderweise werden bemerkenswerte Ein
schränkungen nur dort zugelassen, wo die Schaffung 
von Mehrwert nicht von entscheidender Bedeutung ist 
und der Verpflichtete zu den Verteidigern und Willens
vollstreckern der herrschenden Klassenordnung gehört, 
nämlich bei den Bezügen der Beamten. Für sie finden 
sich in den Besoldungsgesetzen sogar ausdrückliche 
privilegierende Normierungen. Der hierbei herangezo
gene Gedanke der Unterhaltsgewährung ist singu
lärer Natur. Er hängt mit der Auffassung des Be
amtenverhältnisses als eines Unterwerfungs-, Treue-
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und Fürsorgeverhältnisses zusammen. Das Arbeits
rechtsverhältnis enthält solche Merkmale nicht. Selbst 
wo sie, wie im faschistischen Arbeitsrecht, behauptet 
werden, werden daraus doch nicht die gleichen Schluß
folgerungen wie im Beamtenrecht abgeleitet. Die Her
anziehung des Treue- und Fürsorgegedankens dient 
nur der strengsten Einschränkung der Arbeiterrechte. 
Die- Lohnzahlung auf Grund eines Arbeitsverhält
nisses kann nicht als Alimentation aufgefaßt werden. 
Dieser Gedanke ist auf die Lohnzahlung nicht anwend
bar. Er entwürdigt die Arbeit und den Arbeiter und 
stellt ihn auf die Stufe von Almosenempfängern.

Von größerer Bedeutung sind zwei andere Gedan
ken, die miteinander in Zusammenhang stehen. Es ist 
einmal der Gedanke, daß die Leistung zweckbestimmt 
sein muß, und zum anderen der Gedanke, daß der ab
strakte Erfahrungsbeweis des Wegfalls der Bereiche
rung nur aus der zweckentsprechenden Verwendung 
des Erlangten herzuleiten ist. Auch diese Gedanken 
können jedoch nicht weiterentwickelt und verall
gemeinert werden, solange der Arbeitslohn im kapita
listischen Recht als Ausdruck einer Warenwertrelation, 
die zwischen der Arbeitskraft und anderen Waren 
hergestellt wird, aufgefaßt und ihm der Schein einer 
von der durch den Arbeiter verausgabten Arbeit ab
hängigen Größe verliehen wird. Wesentlich ist, daß der 
Arbeitslohn, solange er auf Relationen vergegenständ
lichter Arbeit bezogen wird, hinsichtlich der Rück
gewähr wegen Überzahlung nicht anders behandelt 
werden kann, als jeder beliebige andere Bereicherungs
anspruch auch. Es muß notwendigerweise das ganze 
System des Bereicherungsrechts Anwendung finden.

Die wenigen, nur notgedrungen zugelassenen, das 
Prinzip aber nicht aufhebenden Ausnahmen enthalten 
zuweilen versteckt wichtige, der Weiterentwicklung 
fähige Elemente neuer Rechtsgedanken. Sie sind un
mittelbar auf die Rechtsanschauungen der Arbeiter
klasse zurückzuführen und von ihr der bürgerlichen 
Gesellschaft als Zugeständnisse abgerungen worden. 
Sie sind die im bürgerlichen Arbeitsrecht enthaltenen 
Gedanken, die unter den antagonistischen Klassenver
hältnissen der bürgerlichen Gesellschaft den Klassen
interessen der Arbeiterklasse Ausdruck verleihen, 
wenn häufig auch nur einen unentwickelten und vor
läufigen.

IV
Aus der Erkenntnis der Behandlung dieser Rechts

materie im bürgerlich-kapitalistischen Recht ergeben 
sich wichtige methodische Hinweise für die Rechts
anwendung. Sie sind zur Lösung des Problems vom 
Verhältnis des sanktionierten bürgerlichen Zivilrechts 
zum neuen Arbeitsrecht geeignet und können zur Lö
sung der Frage beitragen, welche Rechtsgedanken aus 
dem bürgerlichen Recht übernommen werden können 
und wie das geschehen kann.

Es ergibt sich daraus zunächst, daß die Sanktionie
rung des bürgerlichen Zivilrechts keineswegs die unter
scheidungslose Übertragung des gesamten Systems 
einer ihm angehörenden Rechtseinrichtung auf das 
neue Arbeitsrecht zu rechtfertigen vermag. Vielmehr 
können sich nur aus jenen vereinzelt vorhandenen fort
schrittlichen Gedanken Anknüpfungspunkte ergeben. 
Von einer unmittelbaren Anwendung der bürgerlichen 
Rechtsgedanken kann somit keine Rede sein. Es kann 
sich vielmehr nur darum handeln, die geeigneten 
Rechtsgedanken aufzufinden, sie auf ihre Vereinbarkeit 
mit der neuen gesellschaftlichen und ökonomischen 
Situation zu prüfen und sie in Abhängigkeit vom Er
gebnis dieser Prüfung analog anzuwenden. Obwohl die 
fortschrittlichen Gedanken im bürgerlichen Recht nur 
als Ausnahmen und Elemente enthalten sind, steht 
nichts entgegen, ihnen im Bereiche der neuen gesell
schaftlichen und ökonomischen Verhältnisse zu ihrer 
wahren Bedeutung zu verhelfen und sie erweiternd 
und verallgemeinernd zur Anwendung zu bringen.

Das scheint den herkömmlichen, der formalen Logik 
angehörenden Auslegungsregeln zu widersprechen, wo- 
naoh Ausnahmeregelungem weder analog noch erwei
ternd und verallgemeinernd angewendet werden kön
nen. Diese, übrigens niemals ganz unzweifelhaft ge
wesenen Sätze beruhen auf der unterscheidenden Er-
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